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1 Rechtsgrundlagen

1.1 Kommunalverfassung (KV M-V)

Gemäß§ 120 KVM-Vgelten für die Haushaltswirtschaft der Landkreisedie Bestimmungen über
die Haushaltswirtschaft der Gemeinden entsprechend, soweit in der KVM-V nichts anderes ge­
regelt ist. § 43 Abs. 6 KVM-V enthält als allgemeinen Haushaltsgrundsatzdie gesetzliche Vor­
gabe, dassder Haushalt in jedem Haushaltsjahr in Planung und Rechnungauszugleichen ist.

Nach§ 43 Abs. 7 KVM-V ist ein Haushaltssicherungskonzeptzu erstellen, in dem die Ursachen
für den unausgeglichenenHaushalt beschrieben und Maßnahmendargestellt werden, durch die
der Haushaltsausgleichund eine geordnete Haushaltswirtschaft auf Dauer sichergestellt wer­
den, wenn der Haushaltsausgleichtrotz Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten sowie Ausschöp­
fung aller Ertrags- und Einzahlungsmöglichkeiten nicht erreicht werden kann. Esist der Zeit­
raum anzugeben, innerhalb dessender Haushaltsausgleichwieder erreicht wird (Konsolidie­
rungszeitraum).

DasHaushaltssicherungskonzeptwird nach § 43 Abs. 8 KVM-V vom Kreistag beschlossen, ist
über den Konsolidierungszeitraum mindestens jährlich fortzuschreiben und die Fortschreibung
ist bei negativen Abweichungen vom bereits beschlossenenHaushaltssicherungskonzeptvom
Kreistag zu beschließen. Negative Abweichungen liegen insbesondere dann vor, wenn beschlos­
sene Konsolidierungsmaßnahmennicht oder nicht vollständig umgesetzt wurden, durchgeführte
Konsolidierungsmaßnahmennicht den gewünschten Erfolg gebracht haben oder sich der Konso­
lidierungszeitraum verlängert.

Ziel ist es, den gebotenen Haushaltsausgleichmöglichst bald wiederzuerlangen. DasHaushalts­
sicherungskonzept soll dazu dienen, die erforderlichen Anpassungsmaßnahmenanzustoßen, zu
koordinieren und zu unterstützen. Zudem soll erreicht werden, dassder Haushalt nach erfolg­
reicher Konsolidierung so gesteuert werden kann, dasser auch zukünftig nachhaltig auszuglei­
chen ist.

1.2 Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik (GemHVO-Doppik)

Nach§ 16Abs. 1 GemHVO-Doppikist der Haushalt in der Planung ausgeglichen, wenn der Er­
gebnishaushalt unter Berücksichtigung von noch nicht ausgeglichenenFehlbeträgen aus Haus­
haltsvorjahren mindestens ausgeglichen ist und im Finanzhaushalt unter Berücksichtigung von
vorzutragenden Beträgen aus Haushaltsvorjahren der Saldoder ordentlichen und außerordentli­
chen Ein- und Auszahlungengemäß § 3 Abs. 1 Nr. 26 ausreicht, um die Auszahlungenzur plan­
mäßigenTilgung von Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen zu de­
cken.

Nach § 16 Abs. 2 GemHVO-Doppikist der Haushalt in der Rechnungausgeglichen, wenn die Er­
gebnisrechnung unter Berücksichtigung von noch nicht ausgeglichenen Fehlbeträgen aus Haus­
haltsvorjahren mindestens ausgeglichen ist und in der Finanzrechnungunter Berücksichtigung
von vorzutragenden Beträgen aus Haushaltsvorjahren der Saldoder ordentlichen und außeror­
dentlichen Ein- und Auszahlungengemäß§ 3 Abs. 1 Nr. 26 ausreicht, um die Auszahlungenzur
planmäßigen Tilgung von Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen zu
decken.
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Der Landkreis Vorpommern-Rügenwill auf Grundlage eines Haushaltssicherungskonzeptesden
erforderlichen Haushaltsausgleichstrukturell im Jahre 2020erreichen. Nebendem Erreichen
gilt es in den folgenden Haushaltsjahren dauerhaft den Ausgleich beizubehalten und aufgelau­
fene Defizite abzubauen. DenSchwerpunkt bildet dabei der Ausgleich des Finanzhaushaltes.
Bei der Haushaltssicherungwerden keine Bereiche ausgenommen.

2 Haushaltslage 2014 bis 2020

Im Rahmender Landkreisneuordnunggingen Aufgaben ausder ehemaligen kreisfreien Stadt
Stralsund an den Landkreis Vorpommern-Rügenüber. EineAnalyseder Finanzierungder über­
gegangenenAufgaben, unter Berücksichtigung der Landeszuweisungenund Kreisumlage, ergab
für das Haushaltsjahr 2012 eine Unterfinanzierung 1. H. v. 6,7 Mio. EURund für das Haushalts­
jahr 2013eine Unterfinanzierung 1. H. v. 8,4 Mio. EUR.Wird von einer jährlichen Inflationsrate
von 1,5 % ausgegangen,erhöht sich diese Unterdeckung fortlaufend. DieseUnterdeckungen sind
bei der Darstellung der Ursachendes strukturellen Defizits zu berücksichtigen. Die nachstehen­
de Tabelle stellt den Ergebnishaushalt in rEUR dar:

vorl. Er- Vorl. Ergeb-Jahr gebnis 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020
2012 nis 2013

Erträge 295.368,70 391.482,60 421.797,90 420.795,70 418.848,40 415.999,00 416.342,00 416.349,00 416.356,00

davon

Schlüsselzuweisungen 36.426,20 40.092,10 36.435,90 36.435,90 36.435,90 36.435,90 36.435,90 36.435,90 36.435,90

Sonstige allg. Zuwei· 15.263,40 15.238,10 21.482,80 21.482,80 21.482,80 21.482,80 21.482,80 21.482,80 21.482,80sungen

ZuweisungenIZuschüsse 11.779,40 11.551,50 13.729,70 11.838,10 10.477,90 8.209,90 10.477,90 10.477,90 10.477,90lfd. Zwecke

Aufwendungen 303.925,10 389.997,70 432.908,10 431.387,80 430.289,40 428.114,50 430.180,40 432.281,40 434.717,90

davon

Personalaufwendungen 52.795,80 61.744,30 64.948,30 66.153,10 67.295,00 66.086,00 67.465,70 68.873,00 70.308,40

Aufwendungenfür
Sach· und Dienstleis- 25.321,60 22.669,20 28.932,40 26.792,40 26.076,30 26.132,40 26.514,20 26.912,00 27.315,70
tungen

Aufwendungender 177.106,70 251.199,50 273.445,00 273.141,50 273.206,10 273.273,30 273.567,70 273.863,60 274.161,00sozialen Sicherung

Entnahme aus Kapital- 2.574,90 2.640,00 2.575,50 2.575,50 2.575,50 2.575,50 2.575,50 2.575,50 0,00rücklage

vorläufigesDefizit lfd. 5.981,50 8.534,70 8.016,60 8.865,50 9.540,00 11.262,90 13.356,90 18.361,90Jahr

vorläufiger Überschuss 4.124,90lfd. Jahr

Defizit kumulativ 5.981,50 1.856,60 10.391,30 18.407,90 27.273,40 36.813,40 48.076,30 61.433,20 79.795,10
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Nach dem vorläufigen Stand der Eröffnungsbilanz verfügt der Landkreis Vorpommem-Rügen
zum 01.01.2012 über ein Eigenkapital 1. H. v. 69.924.563,39 EUR. Vorstehende Übersicht macht
deutlich, dass nach den Prognosen der mittelfristigen Finanzplanung bis 2020 der Landkreis
ohne Einleitung von Konsolidierungsmaßnahmen ab 2020 sein Eigenkapital aufgebraucht hat
und damit überschuldet ist.

Bei den Schlüsselzuweisungen wird auch über das Jahr 2018 hinaus davon ausgegangen, dass
mit der Novelle zum FAGdie Finanzausstattung des Landkreises sich mindestens in der Höhe an
den Jahre bis 2017 orientiert und keinesfalls verringert wird. Die sonstigen allgemeinen Zuwei­
sungen dienen der Finanzierung gesetzlich übertragener Aufgaben. Hier ist gegenwärtig bei den
Landkreisen von einer deutlichen Unterfinanzierung auszugehen. Im Rahmen der Fortschrei­
bung, ist die Finanzierung der übertragenen Aufgaben tiefgreifend zu analysieren.

Der Landkreis erhält Zuweisungen aus den Vorwegabzügen nach FAGwie öffentlicher Nahver­
kehr, Schülerbeförderung und darüber hinaus Zuweisungen/Zuschüsse für laufende Zwecke.
Hier ist nicht mit nennenswerten Steigerungen zu rechnen.

Im Bereich der Personalaufwendungen wird von einer durchschnittlichen jährlichen Tarifsteige­
rung von 2 % ausgegangen. Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen unterliegen einer
jährlichen Steigerung bzw. Preisanpassung ab 2018 von 1,5 % (Inflationsausgleich). Im Bereich
der sozialen Sicherung wurde aufgrund der Basis der Analyse der Entwicklung der Sozialauf­
wendungen im Landkreis Vorpommern-Rügen für die Jahre 2012 und 2013 unter Hinzuziehung
der Ergebnisse 2011 für die Jahre ab 2018 mit einer jährlichen Steigerung der kreisliehen Auf­
wendungen von 0,5 % ausgegangen. Die genannten Daten sind einschließlich der Aufwendungen
und Erträge des kommunalen Jobcenters.

Für das Haushaltsjahr 2014 wurde mit einem planmäßigen Defizit im Ergebnishaushalt nach
Entnahme aus der Kapitalrücklage von 8.534.700 EURgerechnet.

Unter Berücksichtigung weiterer Tarifsteigerungen, Besoldungsanpassungen und Steigerungen
in den Bereichen der sozialen Sicherung werden sich die Ergebnisse ohne Gegensteuerungsmaß­
nahmen auf Grundlage des Haushaltssicherungskonzeptes weiter verschlechtern. Die Entnahme
aus der Kapitalrücklage ist nur begrenzt möglich. Bei stetigen Haushaltsdefiziten ist das Eigen­
kapital spätestens 2018 aufgebraucht.

Finanzhaushalt

Bei der Entwicklung der Finanzauszahlungen wurde davon ausgegangen, dass sich die Auf­
wandssteigerungen im Ergebnishaushalt eins zu eins im Finanzhaushalt widerspiegeln. Das
planmäßige Defizit im Finanzhaushalt beträgt (in EUR):

voriäufiges vorläufiges
Jahr Ergebnis Ergebnis 2014 2015 2016 2017 2.018 2.019 2.020

2012 2013

Defizit 8.862.900 6.487.100 7.121.000 9.810.800 11.533.700 13.627.800 15.757.300

Überschuss 708.934 91.255

kumulatives 8.062.711 14.549.811 21.670.811 31.481.611 43.015.311 56.643.111 72.400.411Defizit I

Überschuss 708.934 800.189
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DieMöglichkeit der Ergebnisverbesserungdurch die Entnahmeausder Kapitalrücklage entfällt
für den Finanzhaushalt, da die Eigenkapitalentnahme nicht zahlungswirksam ist.

Dasin den Jahren 2012und 2013 im Vergleich zum Haushaltsplanpositive vorläufige Ergebnis
der Finanzrechnungdarf neben allen in der Haushaltsdurchführung eingeleiteten Sparmaßnah­
men und verfügten haushaltswirtschaftlichen Sperren nicht über die Tatsache hinwegtäuschen,
dassnicht unerhebliche Auszahlungenaufgrund der langen vorläufigen Haushaltsführung je­
weils nur in die Folgejahre übertragen wurden und damit die Folgejahre belasten.

Teilhaushalt 3 Soziales

Ein ganzwesentlicher Ausgabeschwerpunktin der Sozialhilfe ist die Eingliederungshilfe für be­
hinderte Menschengemäß §§ 53 ff SGBXII mit einem Zuschussbedarfvon 35.205.000 EURin
2013, im Vergleich zum Zuschussbedarfin 2011 (31.752.000 EUR)ist eine Steigerung von 11%
zu verzeichnen. Die hohen Eingliederungshilfeausgabenbeim Landkreis Vorpommern-Rügensind
Ausdruck der sich bereits seit vielen Jahren abzeichnenden bundesweiten Entwicklung eines
signifikanten Anstieges der Empfängerzahlenund der Ausgabenin der Eingliederungshilfe. So
sind die Empfängerzahlenvon 414.000 im Jahr 2000bundesweit auf 630.000 im Jahr 2010ge­
stiegen, die Nettoausgabenvon 8,3 Mrd. EURim Jahr 2000 auf 12,5 Mrd. EURim Jahr 2010.

Im Haushaltsjahr 2014 belaufen sich die Auszahlungender sozialen Sicherungim Bereich der
Eingliederungshilfe auf 40.325.600 EUR.Demgegenüber stehen Einzahlungen1. H. v.
3.511.000 EUR,woraus sich ein Zuschussbedarf1. H. v. 36.814.600 EURergibt.

Der Zuschusserhöht sich zum Vorjahr um 1.609.600 EUR,dies entspricht knapp 4 % der Auszah­
lungen in 2014. Die Finanzrechnung2014 ist durch Auszahlungen, die durch die Bildung von
Rückstellungen für anhängigeGerichtsverfahren geplant werden müssen, zusätzlich belastet.
Im Bereich der Eingliederungshilfe beläuft sich diese zusätzliche Auszahlungim Vergleich zum
Aufwand auf rund 361.100 EUR.Auch im Bereich der Hilfe zur Pflege sind Auszahlungenauf
Grund der Bildung von Rückstellungen 1. H. v. 425.800 EURberücksichtigt. Allein die Auszah­
lungen auf Grund der Bildung von Rückstellungen für anhängigeGerichtsverfahren belaufen sich
im Haushaltsjahr 2014 auf 786.900 EUR.Diessind Auszahlungen, die schondurch Aufwendungen
ausVorjahren entstehen und somit zusätzlich zu den laufenden Auszahlungenden Finanzhaus­
halt 2014 belasten.

Mit dem am 26. März 2009 in Deutschland in Kraft getretenen Übereinkommen der Vereinten
Nationen über die Rechte von Menschenmit Behinderungen (VN-Konvention) wurden die Teil­
habemöglichkeiten und Leistungen der Eingliederungshilfe für Menschenmit Behinderungen
und deren Angehörigenweiter gestärkt und entwickelt. DasLeitbild ist die inklusive Gesell­
schaft. Ein beispielhafter Ausdruckdieser Entwicklung sind die Integrationshelfer, die so ge­
nannten Schulhelfer, für behinderte Kinder, die einen Anspruch darauf haben, in Regelschulen
inklusiv beschult zu werden. DieAusgabendafür beliefen sich im Haushaltsjahr 2011auf
749.564 EUR,im Haushaltsjahr 2012 auf 876.400 EURund im Haushaltsjahr 2013 auf
1.258.200 EUR.Die Ausgabenhaben sich innerhalb von nur zwei Jahren um 508.636 EURer­
höht.

Nebendiesen gesetzlichen Entwicklungen ist festzustellen, dassdie Eingliederungshilfe immer
noch eine überwiegend einrichtungszentrierte Leistung ist und für die Leistungserbringer (Trä­
ger der freien Wohlfahrtspflege) einen gewichtigen Anteil in der Sozialwirtschaft beanspru­
chen. Siesind bedeutsame Arbeitgeber und verfügen über eine starke Lobby in den Behinder­
tenverbänden. Die Rechte der behinderten Menschensind so immer weiter gestärkt worden.
Die behinderten Menschensind ein gleichberechtigter Teil unserer Gesellschaft.

Entwurf vom25.09.2014 Seite 6von2.5



l.andsreis

Ih t h . lfät . M" l' hk . I . V f" d' yorpqml·mhern-Rügennen seen vre a tigste og 1C etten zur ntegranon zur er ugung, te sre natur 1C nutzen
und bei denen sie von Vereinen, Verbänden und Behindertenvertretungen individuell beraten
werden. Auch dies begründet die Entwicklung in der Eingliederungshilfe. Insofern ist eindeutig
festzustellen, dasses sich hier nicht um eine Folgeder Landkreisneuordnunghandelt, sondern
dassdies eine bundesweite Entwicklung ist. Ungeachtet dessenmüssenzielführende und
rechtmäßige Lösungengefunden werden, der Entwicklung mit personenzentrierten und am Ein­
zelfall orientierten Steuerungsmechanismenzu begegnen.

Von Bundund Ländern wurde ein Grundlagenpapier zur Weiterentwicklung der Eingliederungs­
hilfe entwickelt, was, unter Berücksichtigung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen,in der der­
zeitigen Legislaturperiode im so genannten Bundesleistungsgesetzaufgehen soll. Durch die Um­
setzung würden die kommunalen Haushalte bei Finanzierungsbeteiligung des Bundeserheblich
entlastet. Die ErgebnissediesesVorhabenssind abzuwarten.

Teilhaushalt 4 Jugend

In den nachstehenden Punkten werden die Wesentlichen Ausgabeschwerpunkteim FDJugend
dargestellt:

• der Bereich Hilfe zur Erziehungmit ca. 16Mio. EURAufwendungen gegenüber
1,15 Mio. EURErträge = 14,85Mio. EURZuschussbedarf,die Vollzeitpflege mit 264 Fäl­
len, die Heimerziehung/betreute Wohnform mit 205 Fällen und die sozialpädagogische
Familienhilfe mit 281 Fällen sowie der Erziehungsbeistandmit 117 Fällen sind die be­
deutsamsten Kostenfaktoren

• der Bereich Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der Tagespflege mit
35,1 Mio. EURAufwendungen gegenüber 24,5 Mio. EURErträge = 10,6 Mio. EURZu­
schussbedarf; neben dem Kreisanteil nach § 19 KiföGMVmit 4,2 Mio. EURist der bedeu­
tendste Kostenfaktor hier die Übernahme der Elternbeiträge nach § 90 SGBVIII mit 5250
Fällen und einem Kostenvolumenvon knapp 6 Mio. EUR.

Im Vergleich der Haushaltsjahre 2012, 2013und 2014zeigen sich stetige Steigerungender Aus­
zahlungen und damit des kreislichen Eigenanteils. Nebenallgemeinen Fallzahlensteigerungen,
die auch im Landestrend zu verzeichnen sind, sind die zwei wesentlichen Eckpunkte als Ursa­
che für diese monetäre Entwicklung zu benennen:

• Inklusion:
Auf Grund des Pilotprojektes Inklusion auf Rügenist der Landkreis Vorpommern-Rügen
insbesondere betroffen. Im Jahr 2011gab es in den drei Gebietskörperschaften 11 Integ­
rationshelfer, die im Rahmender Jugendhilfe finanziert wurden. 2013 waren es zum
Jahresende bereits 40, wasMehrkosten für den Landkreis i. H. v, 708.482,33 EURverur­
sacht hat.

• Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzeszum 1. Januar 2012:
SteigendeAnzahl Gefährdungsmeldungen: 2012 = 460 Kindeswohlgefährdungen, davon
149bestätigt; 2013 = 552 Kindeswohlgefährdungen, davon 230 bestätigt. In den sich be­
stätigten Meldungen mussten entweder ambulante oder stationäre Hilfen angeordnet
werden.
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3 Konsolidierungsmaßnahmen des Landkreises 2015 bis 2020

3.1 Begrenzung des Wachstums der Aufwendungen/Auszahlungen

Im Rahmender laufenden Verwaltung ist grundsätzlich das Prinzip der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu beachten. Im rechtlichen Rahmensind alle Möglichkeiten zu nutzen, Einnahme­
quellen in voller Höhe auszuschöpfen. Dasgilt insbesondere, wenn Gebührenrahmen, Bußgeld­
vorschriften oder sonstige Regelungenein Ermessenzulassen.

Offene Forderungen sind durch ein gezieltes Forderungsmanagement konsequent zu verfolgen
und ggf. zu vollstrecken. Durch entsprechende organisatorische Festlegungenund Kontrollen in
den Fachdiensten ist abzusichern, dass Forderungen des Landkreises nicht verfallen oder ver­
fristen. Alle Aufwendungen/Auszahlungen sind nach Art und Höhe ständig auf ihre Notwendig­
keit und Angemessenheit zu prüfen. Ziel der Fachdienste und nachgeordneten Einrichtungen
muss es sein, die vom Kreistag mit Beschlussder Haushaltssatzungjährlich bewilligten Haus­
haltsansätze nicht in voller Höhe auszuschöpfen. Bei den Erträgen/Einzahlungen sind die Haus­
haltsansätze als Mindestvorgabenzu betrachten.

Darüber hinaus sind alle Möglichkeiten zur Verbesserungder Haushaltssituation zu nutzen. Das
betrifft Einsparungen bei den Sachaufwendungendurch ständige Neuausschreibungvon Leis­
tungen, Begrenzung von Aufwendungen durch ein konsequentes Fallmanagement und Absen­
kung von selbst geschaffenen Standards, Verringerung der Zinsbelastungdurch ein Kreditmana­
gement usw.. Zudem sollte die Effizienz der Verwaltung ständig kritisch hinterfragt werden und
es sind umgehendGegensteuerungsmaßnahmenzu ergreifen, soweit Effizienzprobleme erkannt
werden.

Grundsätzlich gelten bei der jährlichen Haushaltsplanung die Einzahlungen und Auszahlungen
des Vorjahres als Basis für das Folgejahr. Geringere Einzahlungen bzw. höhere Auszahlungen
sind nur in begründeten Einzelfällen zu veranschlagen und möglichst innerhalb des jeweiligen
Teilhaushalts auszugleichen. Esmuss der eigene Anspruch eines jeden Mitarbeiters sein, stän­
dig besser zu werden und basierend auf die Einzahlungenund Auszahlungendes Vorjahres Ver­
besserungenzu erreichen. Vorgesetzten kommt die Verantwortung zu, dieses Denkenmit kon­
kretem Vorbild zu leben und gegenüber den anvertrauten Mitarbeitern zu befördern. Für den
sparsamenUmgangmit Energie ist eine Beauftragte verpflichtet worden.

Diese "Angelegenheiten der laufenden Verwaltung" sind in diesem Konsolidierungskonzept
nicht gesondert dargestellt. Sie sollten als Leitlinien verstanden werden, denn jeder Mitarbei­
ter kann ein Stück weit mit seinem eigenen Engagement zur Erreichung des Haushaltsausglei­
ches beitragen.

Grundsätzlich erfolgt die konkrete Umsetzungdes Haushaltskonsolidierungskonzeptesdurch die
Beschlüssedes Kreistages zu den jährlichen Haushaltsplänen. In einigen Fällen sind gesonderte
Kreistagsbeschlüsseerforderlich (z. B. Satzungsänderungen, Entscheidungen zur Schulentwick­
lungsplanung, Kündigungoder Änderung von Verträgen, Verkauf von Grundstücken oder Gesell­
schafterantei len).

3.1.1 Personal und Organisation

Zur Minimierung des Haushaltsdefizits ist es auch erforderlich, die vorhandene Stellenanzahl
ständig zu überprüfen. Dazuwerden u. a. Fall- und Vergleichszahlen herangezogen.Gegenwär­
tig wird die Fallzahlensammlung, wie sie im ehemaligen Landkreis Nordvorpommern bereits
bestand, auf den Landkreis Vorpommern-Rügenübertragen und ergänzt.
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DieseSammlungwird als unerlässlichesArbeitsinstrument für das Fachgebiet Organisation als
ständige Einrichtung jährlich vervollständigt.

• Wie die Fallzahlensammlungwird auch die Kennzahlensammlungzur Personalbemessung
(eigene, von der KGSt,Fa. PwC/WIBERA)ständig vervollständigt. Beide sind Arbeitsin­
strumente für die jährlichen Stellenplangesprächemit den Fachdiensten.

• In jedem Stellenplan werden die Stellen kw gesetzt, die ausSicht des jeweiligen Stich­
tages entbehrlich sind. Darausergibt sich aber auch die Notwendigkeit, Anpassungen
vorzunehmen.

• Jede nach zu besetzende Stelle wird dahingehend geprüft, ob sie durch Aufgabenumver­
teilung niedriger bewertet werden kann. DasPrinzip der Ganzfallbearbeitung ist, da wo
es möglich ist, in Fragezu stellen. DieseMaßnahmendienen zwar nicht in jedem Falle
der Stelleneinsparung, aber durch niedriger bewertete Stellen werden Personalkosten
eingespart.

Die Betrachtung des Personalsund der Organisation im KJCerfolgt im vorliegenden Haushalts­
sicherungskonzept unter Punkt 3.6.

Unterschiedliche Gebiete werden derzeitig untersucht, die zu einer Stelleneinsparung führen
sollen.

• Erarbeitung eines Haumeisterkonzeptes für alle Verwaltungsstandorte unter Einbezie­
hung der Schulen, die sich in Trägerschaft des Landkreisesbefinden mit dem Ziel das
Notwendige vom Wünschenswertenzu trennen. Die Fertigstellung ist zum Jahresende
2014vorgesehen.

• Im Haushaltsjahr 2015 wird die Verwaltung nach dem "Drei-Säulen-Modell" umstruktu­
riert. Esist vorgesehen, eine Fachbereichsleiterstelle und entsprechendes Unterstüt­
zungspersonalwegfallen zu lassen.Ob sich weitere Einsparungendurch die Zusammen­
legungvon Fachdiensten ergeben, ist zu untersuchen.

• Einweiteres Einsparpotential wird bei der Zentralisierung der Verwaltung an einem
Standort gesehen. Die Erarbeitung eines Standortkonzeptes wird noch 2014 in Auftrag
gegeben.

• Unter dem Punkt 3.1.4 ist als Konsolidierungsmaßnahmedie Schließungbzw. Privatisie­
rung der Schulwohnheime, Wohnheime und Internate in privater Trägerschaft darge­
stellt.

Maßnahmenwie die Einführung eines flächendeckenden Qualitäts- und Dokumentenmanage­
ments sollen ebenfalls dazu dienen, die Verwaltung effektiver zu gestalten und langfristig ge­
sehen auch Einsparungenhervorbringen. Bei Besetzungvon Stellen mussder/die neue Stellen­
inhaber/in die entsprechende Qualifizierung und Sozialkompetenz nachweisen.

Bei der Berechnungder Personalkosteneinsparungwerden durchschnittliche Personalkosten
einschließlich aller Nebenkostenvon jährlich 47.500,00 EUR(ohne Berücksichtigungweiterer
Tariferhöhungen) pro Stelle in Ansatz gebracht. Die darüber hinaus einzusparenden Sach-und
Gemeinkosten pro Arbeitsplatz sind Bestandteil des Gliederungspunktes 3.1.5 des Haushaltssi­
cherungskonzeptes.
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Vornommern-R 'j
zum 30.07.2014 kw

HH-Jahr gesetzte VZÄohne ATZ
ATZund KJC

2015 10,50 10,13
in EUR 498.700 481.100
2016 4,75 8,55
in EUR 724.300 887.200
2017 3,25 6,28
in EUR 878.700 1,185.500
2018 2,75 3,66
in EUR 1.009.300 1.359.300
2019 1,75 4,125
in EUR 1.092.400 1.555.200
2020 2,0 9,34
in EUR 1.187.400 1.998.800
Stellen gesamt 25,00 42,085
Personalkosten gesamt 5.390.800 7.467.100

gen

Bei Durchsetzungder geplanten Stellenreduzierung ergäbe sich eine Personalkostenreduzierung
ab 2020 von jährlich 1.187.400 EURohne ATZ-Stellen. DieseSummemussjährlich überprüft
werden, da bereits für den Stellenplan 2015 ein Mehrbedarf von Stellen angemeldet wurde, die
sich auf Gesetzesänderungenund Fallzahlenerhöhung beziehen, deren Zahl noch verifiziert
werden muss.

Durch den tatsächlichen Wegfall der ATZ-Stellen bis 2020 ist eine weitere Einsparungab 2020
von jährlich 1.998.800 EURzu realisieren.

3.1.2 Fachdienst Jugend

Der eigentliche Auftrag der Jugendhilfeplanung, steuernd auf dasAngebot einzuwirken, wird im
Landkreis Vorpommern-Rügenbislang noch nicht in ausreichendem Maßeumgesetzt. Im FDJu­
gend wird 2014eine Organisationseinheit (Stab) Steuerung geschaffen. Darüber hinausmüssen
durch allgemeine Vorgaben bzw. Festlegungender Leitungsebene Finanzierungseckwerte und
messbareZielvorgaben festgelegt werden, um steuernd auf das Leistungsangeboteinzuwirken.

Im Rahmender Haushaltskonsolidierungsind nachfolgende Maßnahmenvorgesehen:

• Im Bereich des FDJugendwurde für eine Wirtschaftlichkeitsanalyse bei sachgerechter
Aufgabenwahrnehmung im ambulanten und stationären Leistungsbereich für Minderjäh­
rige sowie im stationären Leistungsbereich für junge Volljährige externer Sachverstand
(con_sensConsulting) hinzugezogen. Die Ergebnisseliegen vor. Esergeben sich Einspa­
rungen für das Jahr 2015von 717.000 EURund ab 2016 jährlich von 1.159.000 EUR.

• Fachdienstübergreifend (Fachdienst Jugend und Soziales) soll die Anzahl der Integrati­
onshelfer im Rahmeneines Projektes reduziert werden. DasProjekt befindet sich in der
Vorbesprechungund beinhaltet den Einsatz von maximal 1 Integrationshelfer je Klasse.
Eine Einsparungvon 10 Integrationshelfern im Bereich der Schulenwird als realistisch
angesehen,wenn das Projekt umgesetzt wird. Einsparungenvon jährlich 240.000 EUR
sind realistisch.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
7.952.000 957.000 1.399.000 1.399.000 1.399.000 1.399.000 1.399.000
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3.1.3 Fachdienst Soziales

Ausgehendvom Planansatz2014 sollen im Bereich der sozialen Sicherungdurch nachfolgende
organisatorische und personelle MaßnahmenEinsparungenerzielt werden:

• Der Landkreis Vorpommern-Rügenals örtlicher Träger der Sozialhilfe mussungeachtet
der bundeweit noch in Diskussionstehenden Veränderungen eigene Steuerungsmöglich­
keiten einsetzen. Ein Steuerungsinstrument wäre also das Hilfeplanverfahren mit den
damit in Zusammenhangstehenden Hilfeplangesprächen oder Hilfeplankonferenzen. Bei
vorübergehender personeller Verstärkung bzw. personeller Umstrukturierung im Bereich
der Eingliederungshilfe sollen die Hilfeplanverfahren regelmäßig kontrolliert und bei ne­
gativen Entwicklungen in der Umsetzungder gewährten Hilfen bzw. bei Stagnation ge­
gengesteuert werden. Insbesonderebetrifft dasdie Veränderungen in Art und Maßder
Hilfe und damit beispielsweise auch auf die Verweildauer der Hilfeempfänger.

• Ein anderer wesentlicher Steuerungsaspektist die Überprüfung der Teilhabefähigkeits­
einschränkung am Leben in der Gesellschaft. Diesist ein wesentliches Tatbestands­
merkmal für den Anspruch auf Eingliederungshilfeleistungen. Nicht jeder behinderte
Menschhat auch Anspruchauf Eingliederungshilfe, er mussvielmehr wesentlich in sei­
ner Teilhabefähigkeit eingeschränkt sein. Diese Einschränkungensind nicht medizinisch
zu bestimmen. Vielmehr werden sie nach ICF(International Classification of Functio­
ning, Disability and Health) bemessen. In vielen anderen Bereichen der Eingliederungs­
hilfe "reduziert" sich die amtsärztliche Einschätzungauf die gesundheitlichen Ein­
schränkungenund Empfehlungen von geeigneten Hilfen. UmTeilhabefähigkeitsein­
schränkungen regelmäßig beurteilen und so gegebenenfalls Ansprüche auf Eingliede­
rungshilfeleistungen rechtssicher ablehnen zu können, sind die Sach-und Fachkenntnis­
se in der Verwaltung fachübergreifend zu bündeln und wirksam im Sinneder Haushalts­
konsolidierung einzusetzen.

• Im Zugeder Haushaltssicherungkommt der Einrichtung eines zentralen Ermittlungs­
dienstes eine erhebliche Bedeutung zu. DieseAußendienstmitarbeiter müssenKontrol­
len vor Ort bei den Antragstellern und in deren Häuslichkeit durchführen und dabei fest­
stellen, ob die Antragsteller bestimmte Leistungen benötigen oder nicht und wenn ja, in
welchem Umfangdies erforderlich ist. Ein solcher sozialer Ermittlungsdienst refinan­
ziert sich durch die bei den Kontrollen festgestellten Tatsachen und die daraus resultie­
renden Einsparungenin den Auszahlungenregelmäßig selbst und führt im Endergebnis
zu Verringerung des Zuschussesim sozialen Bereich. In der Fortschreibung des Haus­
haltssicherungskonzeptes ist eine Zusammenarbeit mit dem KJCzu prüfen bzw. im Stel­
lenplan 2015 mit 2 VZÄeinzurichten.

Unter Berücksichtigung zweier zusätzlicher Stellen für den Ermittlungsdienst, die etwa
115.000 EURPersonal- und Sachkostenverursachen, ließen sich 295.000 EURab 2015 schritt­
weise einsparen. In den Einsparungen2015 sind zusätzlich Einsparungen686.000 EURaufgrund
von einmaligen Auszahlungenin 2014 enthalten.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
1.496.000 731.000 90.000 135.000 180.000 180.000 180.000

3.1.4 Schulen

Esist beabsichtigt verbrauchs- oder schülerabhängigen Normen bzw. Kennzahlennach Schulty­
pen zu erarbeiten.
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Dadurch sollen die Kosten im Bereich Schulen gesenkt und insbesondere bei den schülerabhän-
gigen Normen eine Vereinheitlichung erreicht werden, da gegenwärtig noch erhebliche Unter­
schiede in der Haushaltsausführung der einzelnen Schulen zu beobachten sind.

Diese Normen sind auch auf die Schulen anzuwenden, die sich in der Trägerschaft der Hanse­
stadt Stralsund bzw. der Stadt Barth befinden, die aufgrund von öffentlich rechtlichen Verträ­
gen einen jährlichen Zuschuss vom Landkreis erhalten. Hier wird von einem Einsparpotential
von jährlich 5.000 EURausgegangen.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
30.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000

Durch Beschluss des Kreistages des Landkreises Vorpommern-Rügen werden für den Transport
der Schüler zu den örtlich nicht zuständigen Schulen 50 EURals Zuschuss je Schüler gewährt.
Für das Haushaltsjahr 2014 sind dafür 794.500 EURvorgesehen. Da es sich hier um eine freiwil­
lige Leistung handelt, können diese Zuschüsse eingespart werden. Wenn eine Streichung dieser
freiwilligen Leistung keine politische Mehrheit findet, sind diese Kosten durch eine zusätzliche
Anhebung der Kreisumlage zu decken. Die Kreisumlageerhöhung beträgt 0,467 %.

Unter der Annahme gleich bleibender Schülertransporte und Umsetzung zum Schuljahr
2014/2015 ergibt sich im Konsolidierungszeitraum nachfolgende Einsparung in EUR:

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
4.767.000 794.500 794.500 794.500 794.500 794.500 794.500

Wohnheime und Internate

Das Internat der Förderschule Sassnitz ist zum Schuljahr 2015/2016 zu schließen. Es ist damit
zu rechnen, dass durch diese Maßnahme Hilfebedarfe nach dem SGBVIII entstehen. Gegenüber
angenommener Mehrausgaben im FD Jugend von 100.000 EURkann der Zuschussbedarf von
348.300 EUR auf null gesetzt werden. Jährliche Einsparungen von 248.300 EURwerden erwar­
tet.

Das Schulwohnheim Velgast als kosten rechnende Einrichtung ist ab dem Schuljahr 2017/2018
kostendeckend zu betreiben. Beginnend mit der Einschulung 2017/2018 sind die Einnahmen aus
der Vermietung der Wohnheimplätze zu erhöhen bzw. die Aufwendungen aus dem Betrieb des
Wohnheimes zu verringern. Im Saldo wird eine Entlastung des Kreishaushaltes Von 336.600 EUR
erwartet.

Die Wohnheime der beruflichen Schulen Sassnitz und Stralsund sind zu privatisieren. Dement­
sprechend erfolgt eine Ausschreibung ab dem Schuljahr 2015/16. Eine Schließung wird hier
nicht in Betracht gezogen, da im Rahmen der überregionalen Ausbildung und der Stabilisierung
der Berufsschullandschaft im Landkreis Vorpommern-Rügen diese Wohnheime als notwendig
erachtet werden. Im Haushaltsjahr 2014 bezuschusst der Landkreis die Einrichtungen wie folgt
(einschließlich Personalkosten):

• Schulwohnheim Sassnitz 338.300 EUR

• Wohnheim Stralsund 200.700 EUR

Bei einer Privatisierung fallen jedoch gegenüber dem zukünftigen Träger Kosten für Schullas­
tenausgleich an. Die Einsparung im Vergleich zur Schließung ist daher geringer bzw. tangiert
gegen null. Insoweit wird hier kein Einsparpotenzial prognostiziert.

Entwurf vom 25.09.2014 Seite 12 von 25



Landkreis
Vorpommern-Rügen

Im Konsolidierungszeitraum lassensich bis 2020 somit 2.446.100 EUReinsparen. Unberücksich-
tigt bleibt dabei, inwieweit im Rahmender Hilfe zur ErziehungAuszahlungssteigerungenzu
verzeichnen sind.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
2.446.100 82.700 248.300 360.400 584.900 584.900 584.900

Kreisvolkshochschule

Die planmäßigen laufenden Zuschüssefür die Kreisvolkshochschulehaben sich seit 2012 konti­
nuierlich erhöht. Lag der Zuschuss2013 noch bei 958.000 EUR,beträgt der Zuschuss2014be­
reits 989.900 EUR.Als Haushaltssicherungsmaßnamewird festgelegt, den jährlichen Zuschuss
auf der Basis2014 in folgender Staffelung zu reduzieren:

• von 2014 zu 2015 um 10% 99.000 EUR

• von 2015 zu 2016 um 5 % 45.000 EUR

• ab 2017wird der Zuschussauf Stand 2016eingefroren.

Kostensteigerungensind durch geeignete Maßnahmenvon der Kreisvolkshochschuleselbst aus­
zugleichen (Gebührenerhöhungen, ggf. Streichung von unrentablen nicht zwingend vorge­
schriebenen Kursenetc.).

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
819.000 99.000 144.000 144.000 144.000 144.000 144.000

Musikschule

Auch hier hat sich der Zuschuss2014 gegenüber 2013 um 23.900 EURauf 869.800 EURerhöht.
Unter Annahmeder gleichen Kostensteigerungenwie bei der Kreisvolkshochschulewird sich der
Zuschussbis 2020 um 196.940 EURerhöhen. Hier wird als Sicherungsmaßnahmevorgeschlagen,
den 2014 geplanten Zuschussbis 2016moderat um 1 % zu reduzieren. Ab 2017wird der Zu­
schussauf Stand 2016eingefroren.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
95.700 8.700 17.400 17.400 17.400 17.400 17.400

3.1.5 Sach- und Dienstleistungen, sonstige laufende Auszahlungen

Die Einsparungenim Bereich Sach-und Dienstleistungen, sonstige laufende Auszahlungensind
durch eine Vielzahl von Steuerungsmaßnahmenzu generieren.

In den Bereichen Reinigung, Fuhrpark, Strom, Kurierdienste und Bewachungsind Ausschreibun­
gen erfolgt bzw. in der Vorbereitung, die jedoch nur teilweise zu Kosteneinsparungenführen
werden.

Während sich die Einsparungenim Bereich der Reinigungim Referenzzeitraum voraussichtlich
auf ca. 2,8 Mio. EURbelaufen werden, ist ein ähnliches Potential bei den übrigen Ausschrei­
bungen schonauf Grund des geringeren Umfangsnicht zu erwarten.

DieAusschreibungder Stromversorgungwird lediglich zu einer Einsparungführen, die durch die
allgemeinen Preissteigerungen egalisiert wird.
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Erst durch die zeitgleiche Entwicklung und Umsetzungeines Energiekonzeptesfür den Land-
kreis, möglichst unter Einsatz alternativer Energien, als politisches Ziel, können in diesem Be-
reich Einsparungenrealisiert werden. Beispielsweiseder Ersatzder kostenintensiven Sporthal­
lenbeleuchtungen sind Kosteneinsparungendurch geringeren Verbrauch und längere Lebens-
dauer moderner Leuchtmittel denkbar.

Durch die Umstellung der Fernwärme auf Gasam Standort in Ribnitz-Damgarten im Bereich der
Schulenund Verwaltung kann sich unter Berücksichtigung der baulichen Investitionen von ca.
100TEURund der derzeitigen vertraglichen Bindung im Rahmendes Fernwärmeliefervertrages
bis zum 31.12.2016 Einsparungenvon 120TEURergeben. DurchStandortschließungen wird von
270 TEURAusgabenreduzierungenin dem Bereich der Wärmeversorgungausgegangen.

Durch die Ausschreibungdes Fuhrparkswird es allenfalls möglich sein, den Ausgabenstand2014
zu halten. Die stetig steigenden Kosten für Treibstoff und Unterhaltung kompensieren die er­
warteten Einsparungenweitgehend. Der Einsatz zukunftsträchtiger, energiesparender Antriebs­
arten soll bei der Ausschreibungbereits berücksichtigt werden. Allerdings liegen die Anschaf­
fungskosten derzeit noch deutlich über den Preisen herkömmlicher Fahrzeuge, so dasserst mit­
telfristig mit einer Umrüstung der Flotte auf z. B. Elektro- oder Hybridantrieb gerechnet wer­
den kann. Hierfür sind teilweise baulich die Voraussetzungenzu schaffen (u. a. Ladestationen).

Ein die Ausschreibungflankierendes Fuhrparkkonzept, das bereits die Ergebnissedes Verwal­
tungsstandortkonzeptes berücksichtigt, wird voraussichtlich tatsächliche Einsparungenerbrin­
gen.

Ziel des Konzepteswird es sein, den Bestandan Fahrzeugenzu reduzieren und dennoch die
gute Erreichbarkeit der unterschiedlichen Verwaltungsstandorte für die Mitarbeiter zu gewähr­
leisten und auch angesichtsder großen Fläche des Landkreiseseinen kurzfristigen Einsatz in
jedem Bereich des Landkreisesz. B. in Gefährdungssituationen (Kindeswohl, Seuchen, Gewäs­
ser etc.) zu sichern.

Voraussetzungfür die Optimierung der Kosten des Fuhrparkssind aber effiziente Kontroll- und
Analysemöglichkeiten, wie sie sich insbesondereauseinem modernen und effizienten Flotten­
managementsystemergeben.

Die Kosten im Bereich der Kurierdienste können durch eine Ausschreibungreduziert werden.
Und soweit auch "E-Government" umgesetzt und gelebt wird, lassensich Einsparungseffekte
erzielen.

Allerdings werden diese Einsparungendurch den Wegfall der Botenstelle und der damit einher­
gehenden Vergrößerungdes Auftragsvolumens des Kurierdienstes voraussichtlich aufgezehrt.
Die Kosteneinsparungergibt sich insoweit im Bereich der Personalkosten.

Im Bereich der Bewachungwerden sich voraussichtlich nur geringe Einsparungendurch die Aus­
schreibung ergeben. Zu Einsparungenwird hier die Reduzierungdes vorhandenen Gebäudebe­
standes führen. Zwingende Voraussetzungfür die Realisierungder Einsparungenist daher ein
Verwaltungsstandort- und ein Schulkonzept. Erst wenn der Gebäudebestandnachhaltig redu­
ziert wird, insbesondere leerstehende Gebäudeveräußert werden, kann im Bereich der Bewa­
chung/Versicherung mit einer Einsparunggerechnet werden.

Derzeit ist von einer Kostensteigerungauszugehen, da insbesondere auf Grund der wachsenden
Aufgaben im Bereich Asyl vermehrt Bewachungsdienstein Anspruch genommenwerden müssen.
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Ohne die Umsetzungder angesprochenenKonzepte (Fuhrpark, Hausmeister, Ver'waltungsstand-
ort, Energie) lassensich Einsparungenvon ca. 2,8 Mio. EURerzielen, die vorrangig durch die
Einsparungenim Bereich der Gebäudereinigungerzielt werden.

Unter Berücksichtigung der unter Punkt 3.1.4 Schulen, Wohnheime und Internate gesteckten
Ziele zur Aufgabe von Einrichtungen und unter Berücksichtigung eines Anbauesam Standort
CHR67 bei Zentralisierung werden in der baulichen Unterhaltung bis zum Zeitraum 2020 Ein­
sparungen i. H. v. 128.000EURerwartet.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
8.247.000 1.307.000 1.350.000 1.360.000 1.370.000 1.380.000 1.480.000

Im Bereich der laufenden Auszahlungenwerden Einsparungenin den Kontenarten 761 (sonstige
Personal- und Versorgungsauszahlungen),762 (Auszahlungenfür die Inanspruchnahmevon
Rechten und Diensten), 763 (Geschäftsauszahlungen)und 764 (Aufwendungen für Beiträge, Ver­
sicherungen und Sonstiges)erwartet. Für 2014wurden die Aufwendungen für die Aus- und
Fortbildung auf 200 EURje Mitarbeiter beschränkt. Dieser Betrag wird dem Anspruchauf eine
qualitativ hochwertige Verwaltung zwar nicht gerecht, entspricht jedoch der gegenwärtigen
Haushaltslage. Die vorläufigen Ergebnisse2012 und 2013weisen jährliche nicht unerhebliche
Minderauszahlungengegenüber dem Plan aus. Daslässt die Schlussfolgerungzu, dassauch un­
ter Berücksichtigung einer langen vorläufigen Haushaltsführung in den kommenden Jahren Ein­
sparungen in nachstehender Höheerreicht werden können.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
3.100.000 350.000 400.000 450.000 550.000 650.000 700.000

Zinsaufwendungen

Durch die Entwicklung der Zinsenam Kreditmarkt sowohl für langfristige als auch für kurzfristi­
ge Kredite lassensich gegenüber 2014 jährlich 50.000 EUReinsparen. Somit könnten bis 2020
insgesamt 300.000 EUReingespart werden:

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
300.000 50.000 50.000 50.000 50.000 50.000 50.000

3.2 Investitionen

Umdie Verschuldung zu regulieren, können nur noch Investitionen durchgeführt werden, die
unaufschiebbar sind, überwiegend gefördert werden bzw. erforderlich sind, um mittel- bzw.
langfristige Einsparungenin der laufenden Bewirtschaftung zu erreichen. Grundlage für Investi­
tionsplanungen sind entsprechende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. Bereits im Rahmender
Haushaltsplanungist der Nachweiszu erbringen, welchen wirtschaftlichen Vorteil bzw. Nutzen
die Investition dem Landkreis bringt. Die planmäßige Tilgung der langfristigen Investitionskredi­
te war bereits 2012 und 2013 höher als die Neuaufnahmenvon Investitionskrediten. Dadurch
konnte der Verschuldungsgradfür langfristige Verbindlichkeiten weiter gesenkt werden. Durch
den Erwerb desVerwaltungsgebäudesund den geplanten Erweiterungsbau in Stralsundwird
sich die Verschuldungwieder erhöhen, langfristig werden aber Einsparungenin der Unterhal­
tung der bisherigen Außenstandorte, außer Bürgerservice, erwartet. Der planerisch noch nicht
erfasste, aber vorhandene Instandhaltungsstau bei den Außenstandorten entfällt damit.

DasVerwaltungsgebäude im Carl-Heydemann-Ring67, in 18437Stralsund wird derzeit durch
den Landkreis Vorpommern-Rügengemietet. Zudemwurde im Haushaltsjahr 2014 ein Bürger­
service eingerichtet, der eine zentrale Anlaufstelle für die Bürger des Landkreisesdarstellt.
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Aus diesem Grund ist es notwendig, dasVerwaltungsgebäude zunächst um einen Anbau mit
450 m2 zu erweitern.

Mit dem Erwerb des benannten Verwaltungsgebäudesund dem Anbau des Bürgerserviceskön­
nen im Konsolidierungszeitraum insgesamt 303.500 EUReingespart werden.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
303.500 43.000 46.100 49.100 52.200 55.100 58.000

DieseBeträge sind Bestandteil der Gesamtsummeder unter Gliederungsnummer 3.1.5 genann­
ten Einsparungen.

Ziel musses sein, Investitionen nur noch in Höheder jährlichen planmäßigenAbschreibungen
vorzunehmen.
Angestrebtes Ziel desVerwaltungsstandortkonzeptes soll sein, auch zukünftig eine bürgernahe
und wirtschaftlich optimierte Verwaltung in der Fläche an den Standorten Ribnitz-Damgarten,
Bergenauf Rügen, Grimmen und der HansestadtStralsund zu gewährleisten. In diesem Zusam­
menhangwird eine Verdichtung der Stralsunder Verwaltungsstandorte, mit AusnahmeBereich
Kataster und KommunalesJobcenter, am Verwaltungsstandort Carl-Heydemann-Ring67 einer
wirtschaftlichen Prüfung unterzogen.
Im Falle eines positiven Ergebnissesder Prüfung, könnten Stralsunder Verwaltungsgebäude laut
dem Öffentlich-rechtlichen Vertrag vom 18. Dezember 2012zwischen der HansestadtStralsund
und dem Landkreis Vorpommern-Rügengemäß § 13Abs. 1 des Gesetzeszur Neuordnungder
Landkreise und kreisfreien Städte des LandesM-Van die Hansestadt Stralsund zurückgegeben
werden.

In Umsetzungdes Verwaltungsstandortkonzeptes können folgende Einsparungenbei Aufwen­
dungen erwartet werden:

• Reduzierungdes Fuhrparkssowie Minimierung der Dienstreisekosten aufgrund desWeg­
falls der Fahrten zwischen den Verwaltungsstandorten

• Effizienz der Arbeitszeiten aufgrund der geringeren Reisetätigkeit und damit mögliche
Personaleinsparungen

• Reduzierungder Kurierkosten

• Reduzierungder Instandhaltungs- und Bewirtschaftungskosten

• Minimierung der Kosten für netzwerktechnische Anbindung (Daten, Telekommunikation)
sowie Einsparungenim Support (Reisekostenersparnis).

Trotz eines noch ausstehendenVerwaltungsstandortkonzeptes, ist eine weitere Konsolidie­
rungsmaßnahmedie Veräußerungder nachstehendenGrundstücke, welche nicht für die kreisli­
eheAufgabenerfüllung benötigt werden. Entsprechende Beschlüssewerden - wo nötig - dem
Kreistag/ Kreisausschusszugeleitet. '

• ehemaliges Pflegeheim in Sellin - Betrieb wurde vom Träger eingestellt

• Stralsund, Marienstraße 1 - bei Zentralisierung an einem Standtort

• Stralsund, Knieperdamm 3 - bei Zentralisierung an einem Standtort

• Bergenauf Rügen, Gartenstraße 1

• Bergenauf Rügen, Rugardstraße13

• Bergenauf Rügen,Rugardstraße12
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• Bergen auf Rügen, Bahnhofsstraße 34a

• Grimmen, Ossietzky-Straße 1a (Ärztehaus)

• Grimmen, Straße der Solidarität 7 (Zahnärztehaus)

• Süderholz, Forstwald Griebenow (ca. 143 ha)

• Stralsund, A.-Zweig-Str. 160 (Berufsschule)

• Fähranleger Wittower Fähre Nord und Süd sowie Schaprode und Vitte - Prüfung der Auf­
gabenwahrnehmung durch die gemeindliche Ebene

Landkreis
Vorpommern-Rügen

3.3 Freiwillige Leistungen

Bezogenauf den Gesamthaushalt ist der Anteil an freiwilligen Aufgaben sehr gering. Nachste­
hende Auflistung zeigt den Bereich der freiwilligen Leistungen, wobei einige Bereiche in den
vorherigen bzw. nachfolgenden Ausführungen hinsichtlich weiterer Einsparmöglichkeiten be­
trachtet wurden bzw. werden:

THH Produkt Bezeichnung Auszahlun- Einzahlun- davon:
gen gen Eigenanteil

1 1110600 Gleichstellung 108.100 108.100
1 2720000 Bibliotheken 54.200 1.400 52.800
1 2810000 Heimat- und sonstige Kulturpflege 93.700 93.700
1 4210000 Förderung des Sports 337.300 337.300
1 5540500 Projekt NordvorpommerscheWaldlandschaft 1.493.300 1.453.500 39.800
1 5710600 Förderung ländlicher Raum 251.900 217.800 34.100
1 5710700 Förderung der Wirtschaft 408.300 94.000 314.300
2 1120400 Personal 32.500 32.500
2 1140500 Sonstigezentrale Dienste/ Mitgliedschaften 365.600 365.600
3 3111000 Pflegestützpunkt 59.300 41.400 17.900
3 3310000 Förderung von Trägern der Wohlfahrtspflege 120.000 120.000
3 3510400 Sonstigesoziale Hilfen 7.000 7.000
4 3620000 Jugendarbeit 782.500 156.600 625.900
5 2410000 Schülerbeförderung 794.500 794.500
5 2430200 SonstigeschulischeAufgaben 11.500 11.500

-
5 2630100 MusikschuleV-R 1.672.800 769.500 903.300
6 6260005 Wirtschaftsfördergesellschaft 100.000 50.000 50.000
6 6260003 Bildungs- und Beschäftigungsgesellschaft 43.300 43.300
6 6260004 Theater Vorpommern GmbH 308.000 308.000
8 1240700 Veterinärwesen 5.000 5.000
8 4140000 Maßnahmender Gesundheitspflege 52.700 52.700
9 5111500 Kreisentwicklung 5.000 5.000
9 5470200 Verkehrslandeplatz Güttin 133.000 65.200 67.800

Summe 7.239.500 2.849.400 4.390.100

In der Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzepteswerden die freiwilligen Leistungen und
die Mitgliedschaften in Verbänden und Vereinen (Produkt 11405) fortlaufend auf ihre Notwen­
digkeit überprüft bzw. Mitgliedschaften gekündigt.
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3.4 Wirtschaftliche Betätigung

Landkreis
Vorpommern-Rügen

Verkehrslandeplatz Güttin

Mit Umsetzungder Kreisgebietsreform verfügt der Landkreis über zwei regionale Flugplätze,
neben dem Flugplatz Barth auch den Regionalverkehrslandeplatz Güttin, der als kostenrech­
nende Einrichtung im Haushalt geführt wird. Der Flugplatz Barth wird als GmbHmit verschie­
denen Gesellschaftern geführt und bedarf seit dem Jahr 2013 keines Zuschussesausdem Kreis­
haushalt.

Der Landeplatz Güttin wird aktuell mit 67.800 EURausdem Kreishaushalt bezuschusst. Darüber
hinaus fallen noch Zinsenund Tilgung für bestehende Kreditverpflichtungen an. Aufgrund der
fehlenden Kostendeckungwerden folgende Maßnahmenvorgeschlagen:

• Betreibung des Flugplatzes und des Verkehrslandeplatzes von einer Gesellschaft (z. B.
von der Ostseeflughafen Barth-Stralsund GmbH) mit dem Ziel der Reduzierungdes Zu­
schussesbis 2019 auf null oder

• Weiterführung im Haushalt des LandkreisesVorpommern-Rügenals kostenrechnende
Einrichtung mit dem Ziel der Reduzierungdes Zuschussesbis 2019 auf null.

Unter Berücksichtigungeiner gewissenVorlaufzeit zur Umsetzungkann mit Einsparungenab
2019 in folgender Höhegerechnet werden.

kumuliert 2016 2017 2018 2019 2020
135.600 o o o 67.800 67.800

Verkehrsgesellschaft Vorpommern -Rügen

Mit der Fusionierungder drei Verkehrsgesellschaften RügenerPersonennahverkehrsgesellschaft
mbH, der Kraftverkehrsgesellschaft Ribnitz-Damgarten mbH und der Stadtwerke Stralsund Nah­
verkehr GmbHentsteht 2014 die Verkehrsgesellschaft Vorpommern-Rügen. Die Gesellschaften
der ehemaligen Landkreise Nordvorpommern und Rügensind bisher ohne Zuschüsseausdem
allgemeinen Hoheitshaushalt ausgekommen.Der Stadtverkehr Stralsund wird hingegenmit zur­
zeit 1.100.000 EURbezuschusst.

Die finanziellen Rahmenbedingungenfür die kommenden Jahre gestalten sich ausSicht des
Landkreisesweiter ungünstig. Esist nicht mit einer signifikanten Erhöhungder Landeszuwei­
sungen in den kommenden Jahren zu rechnen. Die allgemeine Kostenentwicklung bei den Ver­
kehrsunternehmen (u. a. steigende Kraftstoffpreise, Erhöhungder Tarife für die Mitarbeiter)
verschärft die generelle Finanzierungssituation des ÖPNV,da andererseits durch Fahrpreiserhö­
hung nur bedingt Mehreinnahmen generiert werden können. Der Landkreis der Vorpommern­
Rügenwill auch zukünftig einen soliden ÖPNVfinanzieren.

Entsprechend den Festlegungenim Nahverkehrsplansoll unter Berücksichtigung der Finanzie­
rungsvariante A der Zuschussdes Landkreisesab 2017schrittweise auf null EURreduziert wer­
den. DemVerkehrsunternehmen stehen dann noch seitens des Landkreisesdie Zuweisungen
nach dem FinanzausgleichgesetzesM-V für den öffentlichen Personennahverkehrzur Verfügung.
DiesesZiel kann nur erreicht werden, wenn die Mindestbedienungsstandardsim regionalen
ÖPNVund im Stadtverkehr Stralsund umgesetzt werden.

kumuliert 2016 . 2017 2018 2019 2020
2.500.000 o 200.000 450.000 750.000 1.100.000
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3.5 Mehrung und Sicherung von Erträgen/Einzahlungen

Landkreis
Vorpommern-Rügen

3.5.1 Gebühren, Entgelte, Verwarn- und Bußgelder

Gebühren für Leistungen im gesetzlich übertragenen Bereich werden durch das Landauf Grund­
lage von Gebühren- bzw. Kostenordnungenfestgelegt. Im Rahmenvon Ermessensausübungsind
die Gebühren auf ein vertretbares und aufwandsdeckendesMaßanzuheben. Für die Nutzung
der kreislichen Leistungen und Einrichtungen erlässt der Landkreis Entgeltordnungen (z. B. Mu­
sikschulen, Kreisvolkshochschuleetc.). DieseGebühren und Entgelte sind jährlich im Hinblick
ihrer Auskömmlichkeit zu überprüfen und durch Erhöhungdes Kostendeckungsgradesden kreis­
lichen Eigenanteil zu minimieren.

Durch Einrichten eines Forderungsmanagementsist sicherzustellen, dassalle dem Landkreis
zustehenden Erträge/Einzahlungen zeitnah dem Kreishauhalt zugeführt werden. Der Eintritt
der Verjährung ist dabei zwingend auszuschließen, dasgilt auch für die Einzahlungenaus Buß­
geldern. Voraussetzungdafür ist, dassdurch organisatorische Maßnahmenin den Fachdiensten
die rechtzeitige Übergabean die zentrale Geschäftsbuchhaltung gewährleistet wird. Nur so ist
möglich, zeitnah Vollstreckungsmaßnahmeneinzuleiten.

3.5.2 Parkplatzkonzept

Durch die Einführung eines Parklatzkonzeptes werden derzeit jährliche Einnahmen1. H. v. ca.
22.000 EURerzielt. Bei der weiteren schrittweisen Umsetzungdes Parkplatzkonzeptes könnten
jährlich bis zu 68.000 EURerzielt werden, die auch nach Zentralisierung desVerwaltungssitzes
Bestandhaben dürften.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
266.000 36.000 46.000 46.000 46.000 46.000 46.000

3.6 Kommunales Jobcenter (KJC)

Nachdem derzeitigen Bewirtschaftungsstand werden im KJCfür Personalgemein-, Personalne­
ben-, Sachkostenund Versorgungsaufwand(Gemeinkosten) voraussichtliche Kosten in Höhe von
9.034.000 EURentstehen. Demstehen nach der KoA-W mit dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales(BMAS)abrechenbare Pauschalenin Höhe von 8.684.000 EURgegenüber. Im Haus­
haltsjahr 2014 sind daher 330.000 EURnicht abrechenbar und belasten damit den Kreishaushalt
in voller Höheanstatt mit dem kommunalen Finanzierungsanteil in Höhevon 15,2 %.

Zur Reduzierungdieses Defizits sind folgende Personalmaßnahmenvorgesehen:

1. Reduzierungder Vorzimmerkräfte von drei auf zwei zum 1. Juli 2014 durch interne
Nachbesetzungder Stelle FAEingliederungsleistungen

2. Umwandlung der Stelle SBFachaufsichtlDQM in eine Stelle Eingliederungsplanungzum
1. Juli 2014 im Zusammenhangmit dem Wegfall eines Fachgebietsleiters

3. Reduzierungder Stellen im TeamWidersprüche und Klagendurch je einen kw-Vermerk
zum 1. Januar 2015 und 1. April 2017.

Die unter Punkt 1. und 2. benannten Personalmaßnahmenbewirken, dassdie Personalkosten
mit dem BMASspitz abrechenbar werden und durch die Erhöhungder VZÄim operativen Be­
reich zusätzliche Pauschalenfür die Deckungder Gemeinkosten generiert werden.
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Die unter Punkt 3. benannte Maßnahme reduziert die Unterdeckung bei den Gemeinkosten und
entlastet gleichzeitig das gesamte Verwaltungskostenbudget.

Für interne Leistungsverrechnungen mit anderen Fachgebieten des FB 1 bzw. des RPAsind auf­
grund derer Planungen 1,68Mio. EURzu berücksichtigen. Dabei handelt es sich um anteilige
Personal-, Sach- und Personalgemeinkosten, die in der Regel nach Mitarbeiterzahl (Köpfen)
oder durch scharfe Zuordnung von Personal ermittelt werden.

Im Zusammenhang mit der Errichtung eines Eigenbetriebs "Kommunales Jobcenter" besteht die
Absicht alle Aufgaben der allgemeinen Verwaltung selbständig im Eigenbetrieb zu erledigen.

Hiervon ausgenommen sind Dienstleistungen für Gehaltsabrechnungen, Vollstreckung, Fuhr­
parkmanagement, Betrieb des Rechenzentrums und Rechnungsprüfung. Die selbständige Erbrin­
gung aller anderen Aufgaben reduziert die Schnittstellen zum FB 1, sorgt für eine klare Aufga­
bentrennung bzw. -zuweisung und ist wirtschaftlicher.

Im Zusammenhang mit der Bildung des KJC sind 12VZÄ im FB 1 und RPAwegen der zusätzlich
zu übernehmenden Aufgaben erforderlich gewesen. Je VZÄ wird von durchschnittlichen Perso­
nalkosten in Höhe von 47.500 EURausgegangen.

Bei selbständiger Erbringung der allgemeinen Verwaltungsaufgaben im Eigenbetrieb folgt Per­
sonal der Aufgabe mit Ausnahme der weiterhin einzukaufenden Dienstleistungen. Für diese
Dienstleistungen werden 4 VZÄ angenommen (1 VZÄ Gehaltsabrechnung, 2 VZÄ Vollstreckung, 1
VZÄ RPA).

Bisherige Kosten der ILV 1.680.000 EUR

Im Eigenbetrieb entstehende Personal- und Sachkosten 380.000 EUR

beim Landkreis weiterhin einzukaufende Leistungen 954.400 EUR

Gehaltsabrechnung 130.000 EUR

Vollstreckung 460.000 EUR

IT (geschätzt) 200.000 EUR

Fuhrparkmanagement 4.400 EUR

RPA 160.000 EUR

Im Eigenbetrieb entsteht damit ein wirtschaftlicher Vorteil von 345.600 EUR

Die vorstehende Zusammenstellung stellt lediglich eine erste Einschätzung dar. Sie steht unter
dem Vorbehalt, dass auch bei den einzukaufenden Dienstleistungen Schnittstellen zu bespre­
chen und Preise zu verhandeln sind. Sollten z. B. Teilaufgaben aus dem Aufgabenkomplex
"Vollstreckung" auf den Eigenbetrieb verlagert werden, hat das auch Auswirkungen auf den
Personaleinsatz im KJC und den Preis der Dienstleistung "Vollstreckung".

Mit den aufgezeigten Maßnahmen kann die Unterdeckung im Bereich der Gemeinkosten ab 2015
nachhaltig vermieden werden. Die Gemeinkosten sind damit ab 2015 vollständig mit dem BMAS
abrechenbar und belasten den Kreis nur noch über den KFA in Höhe von 15,2 %. Esentstehen
keine über die Pauschalen hinausgehenden ungedeckten Kosten.
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Vorpommern-Rügen
Soweit das Verwaltungskostenbudget insgesamt eine Unterdeckung aufweist, kann diese durch
entsprechende Umschichtung ausdem Eingliederungstitel ausgeglichenwerden. In 2014werden
planmäßig 585.000 EURausdem Eingliederungstitel entnommen, die vom Landkreis ebenfalls
mit 15,2 % zu kompensieren sind. Dasentspricht einer Summevon 105.000EUR.Eswird davon
ausgegangen,dassdie Konsolidierungsmaßnahmenim KJCdazu führen, dassab 2015diese Mit-
tel nicht mehr erforderlich sind.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
2.610.000 435.000 435.000 435.000 435.000 435.000 435.000

Angesichts der angespanntenHaushaltslagedes LandkreisesVorpommern-Rügenist es erforder­
lich, dassneben den in § 1 SGB11 benannten Aufgaben und Zielen der Grundsicherung für Ar­
beitsuchende interne Leistungsziele mit dem KJCvereinbart werden. Insoweit soll sicherge­
stellt werden, auf die Entwicklung der kommunalen Leistungen nach dem SGB11 Einfluss neh­
men zu können.

Angesichts der Werftsituation in Stralsund, der steigenden Firmenschließungen, der stagnieren­
den Anzahl der Bedarfsgemeinschaften, der Preisentwicklung auf dem Wohnungsmarkt bis hin
zur Indexanpassungzum Stichtag 1. September 2014 kann in den nächsten Jahren kaum von
einer Senkungder Kosten für Unterkunft und Heizung ausgegangenwerden. Nicht ohne Grund
weist dasMAGSin Auswertung der KdU-Richtlinien des Landesdarauf hin, dassdie Kosten der
Unterkunft beeinflussenden Faktoren sich in weiten Teilen einer direkten Steuerung durch die
Kommunenentziehen.

Durch interne Steuerungsmaßnahmenund einer verbesserten Fachaufsicht sollen die Einnah­
men erhöht werden und der Anstieg der Kosten verringert, so dassvon einer jährlichen Redu­
zierung der Kosten der Unterkunft und Heizungvon 179.900 EURausgegangenwerden kann.

Darüber hinaus sind durch noch zu vereinbarenden MaßnahmenEinsparungenbei den sonstigen
kommunalen Leistungen, wie ErstausstattungWohnung, Umzugskosten,ÜbernahmeMietschul­
den usw. jährlich 50.000 EUReinzusparen.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
1.379.400 229.900 229.900 229.900 229.900 229.900 229.900

3.7 Kreisumlage

Soweit die sonstigen Erträge und Einzahlungeneines Landkreisesseinen Bedarf nicht decken,
ist eine Umlage, die so genannte Kreisumlage, von den kreisangehörigen Gemeinden zu erhe­
ben. Die Kreisumlage ist die bedeutendste, der eigenständigen Gestaltung unterliegende Fi­
nanzquelle des Landkreises, damit dieser seiner Verantwortung bei der Daseinsvorsorgeund
Ausgleichfunktion gerecht werden kann.

Mit der Aufstellung desersten Haushaltsplans2012 für den Landkreis Vorpommern-Rügenwurde
die Kreisumlage auf 45 v. H. festgelegt. Dieser Umlagesatz bedeutete für die Gemeinden des
ehemaligen LandkreisesNordvorpommern eine Anhebungum 5,1 %, wogegen der Umlagesatz
für die Gemeinden des ehemaligen LandkreisesRügenum ca. 0,6 % abgesenkt wurde. Aufgrund
der sich abzeichnenden weiteren Verschlechterung der wirtschaftlichen Lagedes Landkreises
wurde als Gegensteuerungsmaßnahmefür das Haushaltsjahr 2013 eine weitere Anhebungder
Kreisumlage um 2 % auf nunmehr 47 v. H. vorgenommen, obwohl damit der notwendige Bedarf
nicht finanziell sichergestellt werden konnte. DieseErhöhungentsprach einem Mehrertrag von
3.239.500 EUR.
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Für das Haushaltsjahr 2014wurde auf eine weitere Anhebungdes Kreisumlagesatzesverzichtet,
da ca. 70 % der kreisangehörigenGemeinden über nicht ausgeglicheneHaushalte verfügen.
Jedoch kann der Landkreis aufgrund der erheblich gestiegenen Umlagegrundlagen, insbesonde-
re der Steuerkraftmesszahlen der Gemeinden, in 2014Mehreinzahlungenausder Kreisumlage
von 8.934.713,94 EURerzielen. Der nachstehenden Übersicht ist die relative Steuerkraft der
Gemeinden des LandkreisesVorpommern-Rügenzu entnehmen.

2012 EURje EW
LKVoRSteuer Ist-Aufkommen ohne HST 90.572.429 404,85
LKVoRGewerbesteueraufkommen ohne HST 39.441.280 176,29
Steuerkraftmesszahl ohne HST 88.002.245 393.36
Steuer-1st-AufkommenLandgesamt 909.145.771 568,10
Gewerbesteuer Land gesamt 368.346.222 230,17
Steuer-1st-AufkommenLKgesamt (ohne große kreisangehörige Städte) 563.566.518 518,41
Gewerbesteuer LKgesamt (ohne große kreisangehörige Städte) 221.702.019 203,94

Für das Jahr 2014verzeichneten 89 Gemeinden einen Anstieg der Kreisumlagegrundlagen, bei
16 Gemeinden sinken die Kreisumlagegrundlagen.Mit 47 % Kreisumlagezahlen 94 Gemeinden
mehr als 2013,11 Gemeinden zahlen weniger. Im Jahr 2013 hatten von 107Gemeinden 18Ge­
meinden ausgeglicheneErgebnishaushalteund 57Gemeinden ausgeglicheneFinanzhaushalte.

Von 2 Gemeinden lagen der Kommunalaufsicht keine Haushaltsplänevor. Die Steuerkraftmess­
zahl aller Gemeinden ist 2012 gegenüber 2011 um 12.116.535,17 EURgestiegen. Bei 18 Ge­
meinden ist die Steuerkraftmesszahl gegenüber 2011gesunken, bei 87 gestiegen. Die Schlüssel­
zuweisungen der Gemeinden sind 2012 gegenüber 2011 um 6.986.144,51 EURgestiegen, wobei
sich die Zuweisungenbei 23 Gemeinden um insgesamt 936.951,13 EURverringert und bei 82
Gemeinden um insgesamt 7.923.095,64 EURerhöht haben. NachstehendeTabelle macht deut­
lich, dassim Bereich der Grund- und Gewerbesteuer noch Gestaltungsspielräume bei den Ge­
meinden bestehen.

Hebesatz 2013
---

Gebiet Grund- Rang Grund- Rang Gewer- Rangsteuer A steuer B besteuer

v. H. v. H. v. H.
Rostock, Hansestadt 300 1 450 2 450 1
Schwerin, Landeshauptstadt 300 1 550 1 420 2

LKMecklenburgischeSeenplatte 267 3 385 3 343 5
LKRostock 254 7 346 7 312 7
LKVorpommern-Rügen 299 2 379 4 347 4
LKNordwestmecklenburg 258 5 366 5 336 6
LKVorpommern-Greifswald 265 4 365 6 354 3
LK Ludwigslust-Parchim 259 6 330 8 304 8
Landesdurchschnitt M-V 267 384 353

Im Bereich der Grundsteuer A liegen 29 Gemeinden des Landkreisesunter dem Landesdurch­
schnitt, im Bereich der Grundsteuer B sind es 92 Gemeinden und im Bereich der Gewerbesteuer
sind es 91 Gemeinden.
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Vornornrnern-Rü

Gemeindeanteil
an der Gewer-

Realsteuer- be- Steuereinnahmekraft
Gebiet aufbringungskraft Einkom- steuer-

Um- umlagemen- satz-steuer steuer

1 000 EURIEinw. 1 000 EUR " EURIEinw in
EUR MV

LKMSE 90.254 340 46.143 9.492 6.085 149.603 563
LKRO 75.428 357 41.811 5.420 5.271 126.266 598
LKVoR 74.513 332 37.607 6.782 4.925 121.962 543
LKNWM 44.967 289 31.058 4.506 2.881 84.245 542
LKV-G 70.273 293 38.494 6.993 4.639 119.295 497
LKLWP 80.621 378 42.474 5.762 5.587 132.288 621
Gesamt M-V 535.048 334 300.119 55.180 36.505 917.566 572

gen

Die Kreisumlagemussauch im Konsolidierungszeitraum bis 2020 in der absoluten Höheden Aus­
zahlungen angepasstwerden. Die Steigerung der Steuerkraft der Gemeinden und die Beteili­
gung der Gemeinden an den zusätzlichen Einnahmenbis zur Novellierung des FAGin 2018
(40Mio. EURProgramm) führen bei den Gemeinden zu höheren Schlüsselzuweisungen.Bei der
Bemessungder Kreisumlage ist daher von einer moderaten Erhöhungauszugehen.Auch unter
Berücksichtigung der Konsolidierungsmaßnahmenwerden die Auszahlungenbenötigt, da die
bisher aufgezeigten Konsolidierungsmaßnahmennicht ausreichen, das jährliche Defizit aus­
zugleichen.

Dabeiwird davon ausgegangen,dassdie Städte und Gemeinden von dem rechtlichen Gebot der
Rücklagennach dem FinanzausgleichgesetzesGebrauchmachen. Mit dieser Regelungsollen
Umlageschwankungennach dem FAGausgeglichenwerden.
Eine Erhöhungist auch geboten, da die Zuweisungenaus dem zu erwartenden Bundesleistungs­
gesetz für die Eingliederung von Menschenmit Behinderung nur zu 50%über direkte Zuweisun­
gen an die Landkreise erfolgen, die anderen 50 % sollen den Kommunenüber die Erhöhungan
der Umsatzsteuerbeteiligung zufließen.

kumuliert 2015 2016 2017 2018 2019 2020
13.600.000 1.400.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 4.200.000
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4 Fazit

4.1 Haushaltsentwicklung mit Haushaltssicherungsmaßnahmen

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Konsolidierungsmaßnahmenentwickelt sich die Haus­
haltslage im Finanzhaushalt wie folgt:

Defizit 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

jährliches Defizit 8.862.900 6.487.100 7.121.000 9.810.800 11.533.700 13.627.800 15.757.300
ohne HASIKO

Überschuss 708.934 91.255

Bundesleistungsgesetz
für behinderte Men· 2.500.000 2.500.000 2.500.000 2.500.000 2.500.000 2.500.000
schen

FAG/SZW 3.000.000 3.200.000 3.400.000

Zwischensumme 3.987.100 4.621.000 7.310.800 6.033.700 7.927.800 9.857.300Defizit ohne HASIKO

Summe Sicherungs- 7.465.600 8.820.600 9.690.400 10.624.300 11.381.100 14.619.700
maßnahmen

Personalkosten 979.800 1.611.500 2.064.200 2.368.600 2.647.600 3.186.200
FDJugend 240.000 240.000 240.000 240.000 240.000 240.000
FDJugend/Con-sens 717.000 1.159.000 1.159.000 1.159.000 1.159.000 1.159.000
FDSoziales 731.000 90.000 135.000 180.000 180.000 180.000

Schulen 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000
Wohnheime/Internate 82.700 248.300 360.400 584.900 584.900 584.900

KVHS 99.000 144.000 144.000 144.000 144.000 144.000
Musikschule 8.700 17.400 17.400 17.400 17.400 17.400

Sach· und Dienstleis- 1.307.000 1.350.000 1.360.000 1.370.000 1.380.000 1.480.000tungen

sonstige Sachauszah· 350.000 400.000 450.000 550.000 650.000 700.000
lungen

Zinsaufwendungen 50.000 50.000 50.000 50.000 50.000 50.000

VLPGüttin 0 0 0 0 67.800 67.800

ÖPNV 0 0 200.000 450.000 750.000 1.100.000
Parkplatzkonzept 36.000 46.000 46.000 46.000 46.000 46.000

KJC 664.900 664.900 664.900 664.900 664.900 664.900

Kreisumlage 1.400.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 2.000.000 4.200.000
KreisumlageSchüler- 794.500 794.500 794.500 794.500 794.500 794.500
beförderung

Defizit/Überschuss mit 708.934 91.255 ·8.862.900 3.478.500 4.199.600 2.379.600 4.590.600 3.453.300 4.762.400HASIKO

ordentliche Tilgung
4.800.300 6.610.800 5.580.500 5.477.800 5.313.800 4.824.400 4.624.400 4.424.400 4.724.400

Haushaltsausgleich ·4.091.366 ·6.519.545 ·14.443.400 ·1.999.300 ·1.114.200 ·2.444.800 ·33.800 ·971.100 38.000
Konsolidierungsbeihilfe
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Landkreis
Vorpommern-Rügen

Mit der geplanten Einführung eines Bundesleistungsgesetzes (BLG) für behinäerte Men-
schen und kommunale Entlastung kommt der BundseinemVersprechen nach, die Landkreise
und kreisfreien Städte bei den stetig steigenden Aufwendungen für Eingliederungsleitungen für
behinderte Menschenzu entlasten. Der LandkreisVorpommern-Rügen geht bei diesem Haus­
haltsicherungskonzept davon aus, dassab dem Haushaltsjahr 2015eine Entlastung in der in
vorstehender Übersicht dargestellten Höheerhält. Darüber hinaus geht der Landkreis davon
aus, dassmit der Novelle des Finanzausgleichgesetzesab 2018 die Finanzausstattungder Land­
kreise und kreisfreien Städte als Träger der Sozial- und Jugendhilfe einschließlich der ständig
steigenden kommunalem Leistungen nach dem SGBII erheblich verbessert wird.

Mit dem dargestellten Ausgleich im Finanzhaushalt, der nur durch das in Aussicht gestellte
Bundesleistungsgesetz und der FAGNovelle erreicht wird, kann der gesetzlich geforderte
Ausgleich im Ergebnishaushalt bei Weitem noch nicht erreicht werden. An dieser Stelle
muss darauf hingewiesen werden, dass das Defizit im Ergebnishaushalt vor der Entnahme
aus der allgemeinen Kapitalrücklage um durchschnittlich 3 Mio. EURhöher ist als im Fi­
nanzhaushalt. Zur Reduzierung des Defizits im Ergebnishaushalt hat der Landkreis im Kon­
solidierungszeitraum sein Eigenkapital vollständig aufgebraucht. Der Überschuss im Fi­
nanzhaushalt muss so hoch sein, dassdie ordentliche Tilgung gedeckt ist. Erst dann ist der
Finanzhaushalt gemäß den gesetzlichen Vorschriften tatsächlich ausgeglichen. Der Aus­
gleich wird erst ab dem Jahr 2020 erreicht. Vorträge aus Vorjahren sind noch nicht einge­
flossen. Unter Einbeziehung einer Konsolidierungshilfe seitens des Landes werden ab 2020
die aufgelaufenen Fehlbeträge aus Vorjahren schrittweise ausgeglichen.

4.2 Maßnahmen für die Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes

• Die interkommunale Zusammenarbeit ist neu zu überdenken und zu entwickeln.

• Prüfung der Übertragung von Kita- Bedarfsprüfungen auf kreisangehörige Gemeinden.

• Eine zusätzliche Stelle im Bereich der Wirtschaftlichen Jugendhilfe für die zeitnahe Prü­
fung der Einkommensverhältnisse, KostenheranziehungUnterhaltspflichtiger könnte un­
ter Berücksichtigung zusätzlicher Personalkostenzur Entlastung des Haushalts führen.

• Reduzierungder freiwilligen Leistung im Bereich der Jugendarbeit auf den Mindestsatz
von 5,11 EURnach der Vereinbarung zum Umfang der Jugendförderung gemäß § 6 Abs. 2
des Kinder- und Jugendfördergesetz mit dem LandM-V.

• Prüfung der Möglichkeit der Veräußerung des Infrastrukturverwaltungsvermögens der
RügenschenKleinbahn unter Sicherstellung desöffentlichen Zwecksfür den öffentlichen
Personennahverkehrentsprechend dem Fördermittelbescheid.

• Prüfung ob das Defizit im KJCdurch Senkungder kalkulatorischen Miete für die Nutzung
der kreiseigenen Immobilie (Bahnhofstraße 12113, Grimmen) reduziert werden kann.

• Prüfung ob die durch das KJCangemietete Immobilie (Musikantenweg 5, Ribnitz­
Damgarten) zur Unterbringung des Bürgerservicesgenutzt werden kannwodurch das De­
fizit im KJCreduziert wird.
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